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Zürch. Kant. Lehrerverein
Jahresbericht 1939
I. Mitgliederbestand.

Wegen der Mobilisation konnte das Mitgliederverzeichnis
noch nicht ganz bereinigt werden. Es wird später veröffent-
licht werden. Die Red.

II. Vorstände der Sektionen und Delegierte.
Am Verzeichnis der Vorstände der Sektionen und

ihrer Delegierten für die Amtsdauer 1938—1942, wie
es im Päd. Beob. Nr. 14, 1938, publiziert wurde, ist
folgende Veränderung vorzunehmen: An Stelle des
verstorbenen Quästors der Sektion Hinwil, Walter
Kunz: Wilhelm Bodrner, Primarlehrer, Rüti.

III. Delegiertenversammlung.
An der ordentlichen Delegiertenversammluiig — am

13. Mai, im Hörsaal 101 der Universität — wurden
die statutarischen Jahresgeschäfte erledigt und die
Vorschläge für die Wahl von Vertretern der Lehrer-
schaft im Erziehungsrat (Amtsdauer 1939/43) zuhan-
den der Synode vom 22. Mai 1939 besprochen (Trak-
tanden in Nr. 7, 1939, des Päd. Beob.: Protokoll in
Nr. 13, 1939). — Die ausserordentliche Delegiertenver-
Sammlung vom 19. August sollte mithelfen, das Thema
«Das 9. Schuljahr» abzuklären. Die Delegiertenver-
Sammlung sollte nicht eine endgültige Stellungnahme
des ZKLA festlegen, sondern den Vertretern der Leh-
rerschaft in den Behörden ein Bild der Stimmung ge-
ben und die sachliche Mitberatung der vom Erzie-
liungsrat aufgestellten Fragen erleichtern. (Traktan-
den in Nr. 13, 1939, des Päd. Beob.; Protokoll in
Nr. 20.)

IV. Ausserordentliche Generalversammlung.
13. Mai 1939. Geschäft: Entgegennahme des Be-

richtes der Lehrervertreter im Erziehungsrate. (§ 21,
d, der Statuten.) Traktandenliste Nr. 7, 1939, Proto-
koll Nr. 13, 1939.

V. Präsidentenkonferenzen.
Die erste am 16. März 1939. Hauptgeschäfte: Revi-

sion der Statuten der Witwen- und Waisenstiftung für
zürcherische Volksschullehrer und Nomination einer
Ersatzwahl in die AufSichtskommission dieser Stiftung.

Die zweite am 14. Oktober: Abzüge an den Besol-
düngen der im Aktivdienst stehenden Lehrer (Päd.
Beob. Nr. 19, 1939).

11. Kantonalvorstand.
Wenn auch im ganzen vergangenen Jahre alle Ar-

heit unter dem Druck der politischen Verhältnisse
stand, so schien es trotzdem, dass der Kantonalvor-
stand, wenn seine Mitglieder einmal von der Arbeit
für den Lehrertag und die Pädagogische Woche ent-

lastet waren, Musse bekäme, einige grössere Arbeiten
im Interesse der Lehrerschaft (z. B. Versicherungsfra-
gen) einer Lösung entgegenzuführen. Die Mobilma-
chung und die vorangehende Zeit aufreihender Span-
nung verhinderten manche Arbeit und zerstörten man-
chen weiter ausgreifenden Plan. Die Massnahmen im
Gefolge der Mobilisation (Kantonsratsbeschluss betr.
Lohnabzüge usw.) zwangen die rasche Erledigung
nächstliegender Probleme auf. — Mit Beginn der Mo-
bilmachung hatten zwei Vorstandsmitglieder einzu-
rücken; das eine wird heute noch durch periodischen
Lnftschutzdienst stark beansprucht. Andere Mitglie-
der bekamen infolge der Mobilisation empfindlich
grössere Berufsarbeit. Trotz aller Erschwerungen
konnte die Arbeit für den ZKLV weitergeführt wer-
den. Die Zahl der Vorstandssitzungen wurde aller-
dings eingeschränkt; dafür kam der Leitende Aus-
schuss zu öfteren Besprechungen zusammen. Sehr oft
wurde zum Mittel der telephonischen Verständigung
gegriffen. Zuweilen mussten einige wenige Vorstands-
mitglieder die Verantwortung für folgenschwere Ent-
Schlüsse übernehmen. Zahl der Vorstandssitzungen:
10 (1938: 15); Sitzungen des Leitenden Ausschusses:
8 (1938: 14). Zahl der mit einer neuen Registrier-
Nummer aufgenommenen Geschäfte: 69 (1938: 95);
aus früheren Jahren wurden 22 Geschäfte weiterge-
führt.

VII. Wichtige Geschäfte:
1. Der Pädagogisc/ie ßeofeac/ifer.

Es wurden 22 Nummern herausgegeben, deren Ge-
samtkosten Fr. 3407.80 (1938: Fr. 3351.40) betrugen.
Die durchschnittlichen Ausgaben für eine Nummer
haben sich von Fr. 152.33 im Jahre 1938 auf Fr. 154.90
im Berichtsjahr leicht erhöht.

Die Erhöhung ist im wesentlichen einer Zunahme
der Autorenhonorare und der Ausgaben für Porti
(mehr Separatabonnemente) zuzuschreiben.

2. ßesoZdungssfatistifc.
H. Greuter berichtet: Die Benützung der Besol-

dungsstatistik beschränkte sich vollständig auf die
erste Hälfte des abgelaufenen Jahres, während welcher
Zeit die meisten Anfragen die obligatorischen und
freiwilligen Genieindezulagen, die Gemeinde-Ruhe-
gehalte und Pensionsversicherungsstatuten betrafen.
Der Kantonalvorstand befasste sich denn auch zu ver-
scliiedenen Malen mit der Frage der Anregung von
Zweckverbänden mehrerer Gemeinden zur Gründung
von Pensionskassen, gedenkt aber zufolge der Un-
gunst der derzeitigen finanziellen Verhältnisse vieler
Gemeinden vorläufig keine weiteren Schritte zu unter-
nehmen.

Infolge der durch die Mobilisation bedingten Mass-
nahmen des Staates erfahren die Besoldungen der
aktivdienstleisteiiden Lehrer einschneidende Kürzun-
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gen, welche mit dem 1. November 1939 in Kraft getre-
ten sind. Es ist Sache jedes einzelnen Kollegen, den
bezüglichen Beschluss des Kantonsrates vom 13. No-
vember 1939, sowie die Vollziehungsbestimmungen
vom 28. Dezember 1939 genau zu studieren und die
diesbezüglichen Veröffentlichungen des Kantonalvor-
Standes im Päd. Beob. fortlaufend zu verfolgen. (Nr.
19 vom 3. November, Nr. 21, vom 1. Dezember 1939.)

ditsfcim/fsübersie/tt. 1938 1939

Obligatorische u. freiwill. Gemeindezulagen 7 3
Ausserordentliche Staatszulagen 1 —
Besoldungen in bestimmten Gemeinden — 2
Berechnimg der Besoldung 3 1

Gemeinde-Ruhegehalte 2 3

Steuerberechnung, Taxation, Abzüge 2 —
Gemeinden ohne freiwillige Zulage 1 —
Pensionsversicherungsstatuten 2 3

Milderung des Lohnabbaues 2 —
20 12

3. Rechfs/tR/e.
Mit den im Jahre 1939 eingeholten 5 neuen Gut-

achten (Nummern 233—237) steigt die Totalzahl der
in der Registratur liegenden Rechtsgutachten auf 237
Nummern. Während der militärischen Abwesenheit
unseres langjährigen Rechtskonsulenten wurde ein
Gutachten von dessen Geschäftsteilhaber Dr. Jung ver-
fasst; alle anderen stammen von Rechtsanwalt Dr.
Hauser, Winterthur. Ausser der Abfassung von Gut-
achten übernahm Dr. Hauser im Auftrage des Kanto-
nalvorstandes in einigen wenigen Fällen die direkte
Beratung (nicht Vertretung vor Gericht) einzelner
Kollegen. Die Kosten für die Rechtshilfe konnten er-
freulicherweise noch einmal gesenkt werden. Sie be-
trugen Fr. 196.10 (1938: Fr. 313.—, eine Summe, die
im letztjährigen Jahresbericht schon als Rekord nach
unten bezeichnet worden war). Im Budget für 1939
waren Fr. 600.— vorgesehen.

Es folgt eine kurze Inhaltsangabe der Gutachten,
welche von allgemeinem Interesse sind und sich zur
Veröffentlichung eignen.

Bei einer Schulpflege soll ein Protokoll liegen, wel-
ches verleumderische Aussagen über einen Lehrer
enthalte. Der Lehrer hat die ihn verleumdende Per-
son vor Gericht gezogen, und es kam ein Vergleich
zustande. Als der Lehrer vom Schulpflegepräsidenten
die Vorlage des Protokolles verlangte, habe der Prä-
sident die Herausgabe verweigert und die Sache als
dummes Geschwätz bezeichnet, er habe dann aber
doch vom Protokoll Gebrauch gemacht, um dem Leh-
rer zu schaden. Im Gutachten Nr. 234 führt der Rechts-
konsulent aus, dass Vorschriften, welche die Pflicht
einer Verwaltungsbehörde zur Herausgabe von Amts-
akten stipulieren, fehlen: die Praxis habe sich durch-
aus dahin entwickelt, dass Drittpersonen keinen An-
spruch auf Herausgabe von Amtspapieren oder an
amtliche Stellen gelangte Verzeigungen usw. besitzen.
Dagegen besteht die Möglichkeit — aber nicht Sicher-
heit —, auf indirektem Wege Einblick in ein solches
amtliches Aktenstück zu erreichen, indem gegen den
Verzeiger eine Ehrverletzungsklage geführt und beim
Gericht der Antrag gestellt wird, es möchte das betr.
Aktenstück von amtes wegen zu den Prozessakten bei-
gezogen werden. Die Erfahrung habe gezeigt, dass die
Verwaltungsbehörden derartigen gerichtlichen Auf-
lagen meistens nachkommen, wiewohl auch den Ge-
richten gegenüber eine eigentliche Herausgabepflicht

nicht bestehe. — Im Spezialfall bestand nach dem
Gutachten noch die Möglichkeit, sich über den betr.
Schulpflegepräsidenten hei der Schulpflege und evtl.
bei weiteren Instanzen zu beschweren. Denn es berech-
tigt entschieden zur Beschwerde, wenn ein Pflegeprä-
sident zum Nachteil eines Lehrers von Aktenstücken
Gebrauch macht, deren Inhalt er als dummes Ge-
schwätz bezeichnet hat. Im Zusammenhang mit der
Beschwerde wegen ungehöriger Amtsführung könnte
der Antrag auf Entfernung des umstrittenen «Proto-
kolls» gestellt oder verlangt werden, dass im Protokoll
der Behörde ein Vermerk aufgenommen wird, die
im Aktenstück («Protokoll») aufgeführten Vorwürfe
hätten sich als unhaltbar erwiesen *

Ein Lehrer hatte einen hohen Beamten, der nicht
im Schulwesen tätig ist, in einer Zeitung mit solchen
Ausdrücken kritisiert, dass nach dem Rechtsgutachten
des ZKLV für den Angegriffenen die Einreichung der
Ehrverletzungsklage nahelag. Es wurde die Frage erho-
ben, ob der betreffende Lehrer durch die Schulbehör-
den disziplinarisch gemassregelt werden könne. In
Betracht kommt § 2 des Zürcherischen Gesetzes über
die Ordnungsstrafen. Danach kann ein staatlicher
Funktionär, in diesem Falle sind auch die Lehrer zu
den staatlichen Funktionären zu zählen, disziplina-
risch gemassregelt werden, wenn er a) seine amtlichen
bzw. dienstlichen Pflichten nicht gehörig erfüllt, b)
im Verkehr mit seinen vorgesetzten Amtsstellen den
ordnungsgemässen Geschäftsgang stört oder c) im Ver-
kehr mit diesen den Anstand verletzt. Auf Grund die-
ser Bestimmungen geht es nicht an, gegen den betr.
Lehrer, welcher den Zeitungsartikel nicht als Lehrer
geschrieben hat und als solcher auch nicht in Erschei-
nung getreten ist, Disziplinarmassnahmen zu ergrei-
fen. — Das Gutachten Nr. 235 behandelt selhstver-
ständlich nur die Rechtsfrage.

Im vergangenen Jahr musste der Rechtskonsulent
zum erstenmal um ein Gutachten zum neuen Lehrer-
bildungsgesetz von 1938 angegangen werden. Gemäss
dem seinerzeit viel umstrittenen § 8, Abs. 3, ist der Er-
ziehungsrat berechtigt, einem Lehrer wegen sitt-
licher Verfehlungen an Minderjährigen das Wähl-
barkeitszeugnis vorübergehend oder dauernd zu eilt-
ziehen. Das Gutachten 236 weist darauf hin, dass das,
was als sittliche Verfehlung bezeichnet werden soll, im
Gesetz nicht näher umschrieben, sondern dass dessen
Umschreibung dem Ermessen des Erziehungsrates an-
heimgestellt ist. Ebensowenig ist das Minderjährig-
keitsalter in § 8, 3, festgelegt. Nach Art. 96 des ZGB
muss die Braut das 18. Altersjahr zurückgelegt haben,
um eine Ehe eingehen zu können. Der Gesetzgeber des
ZGB geht also davon aus, dass vor dem zurückgeleg-
ten 18. Altersjahr die für die Eheschliessung erforder-
liehe körperliche und geistige Reife in der Regel nicht
vorliegt. Von Ausnahmefällen (wo schon nichts mehr
zu verderben ist) abgesehen, wird demzufolge die Zeit
vor dem 18. Altersjahr als Minderjährigkeitsalter be-
zeichnet werden dürfen. Die Bestimmungen des Zür-
cherischen und des neuen Schweizerischen Strafgesetz-
buches werden durch dieses Gutachten nicht berührt.

(Fortsetzung folgt.)
i) Man hört gelegentlich, dass Schulbehörden belastende Ak-

ten zu den Personalakten ihrer Lehrer legen, ohne dem be-
lasteten Lehrer Gelegenheit zur Vernehmlassung (Bestreitung,
Berichtigung usw.) zu geben. Im geeigneten Zeitpunkt, viel-
leicht erst nach Jahren, würden dann solche Akten gegen den
Lehrer verwendet, indem man ihren Inhalt einfach als wahr
ansehe.

Der Kantonalvorstand ersucht, ihm von allfälligen derartigen
Vorkommnissen unter genauen Angaben Mitteilung zu machen.
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Sekundarlehrerkonferenz
des Kantons Zürich
Jahresversammlung vom 2. Dezember 1939
(Fortsetzung.)

Auf Wunsch der Versammlung beginnt die ö is/eus-
sioTi ohne Pause und tritt nach dem Vorschlag des
Präsidenten sogleich auf die bestimmten Anträge ein.
Da der Lehrplan von keiner Seite beanstandet ist,
befassen sich alle Voten mit dem umstrittenen Sfo//
und seiner Ferfei/ttng.

J. Trac/ts/er, Zürich, wünscht zunächst Feststellung
des Umfangs an unumgänglich notwendigem Stoff —
erst nachher kann an seine Verteilung herangetreten
werden. Dr. IFefeer, Zürich, hat den Eindruck, dass
die beiden Programme nach ihrem Stoffumfang nicht
weit voneinander abweichen: die Differenz liegt
hauptsächlich in der Bedeutung des Altertums, die
für das Verständnis unserer Kultur gross ist.

IF. Ze/Zer, Zürich, glaubt, dass die «Wahlfreien
Stoffe» die Behandlung des Altertums ermöglichen.
Die Meinungen gehen nur auseinander über den Zeit-
punkt, in dem sie erfolgen soll. Die Kinder, die zu
uns kommen, können nicht in einem Jahre die von
der Minderheit verlangten 2400 Jahre Geschichte
durchrasen. Diese Kinder sind auch nicht fähig zur
Ableitung der staatspolitischen und allgemein-mensch-
liehen Erkenntnisse, so wenig wie sie die Schönheit
klassischer Kunst zu erfassen vermögen. Aus diesen
Gründen gehört das Altertum der reiferen dritten
Klasse zugewiesen. — O. öerrma/tn, Winterthur-Töss,
legt besonderes Gewicht auf das Erkennen der tie-
feren Gesetze im weltgeschichtlichen Ahlauf; das
Grosse und Wertvolle des Geschichtsunterrichts liegt
in der Erkenntnis des Ethischen. Dafür müssen wir
grosse Zeitabschnitte überblicken und dürfen nicht
einzelne lierausreissen oder chronologisch umstellen.

H. Marti, Männedorf, zeigt den Zusammenhang
zwischen Buch und Lehrstoff, die wegen ihrer Ueber-
lastung beide bekämpft werden. Er wünscht aber mit
der Minderheit eine graduelle Reduktion, nicht eine
Amputation, weil sonst dem Schüler der Sinn für die
grossen Ereignisse verloren geht. Eine zu starke Be-

tonung der Details kann für den Schüler auch gewisse
Gefahren nach sich ziehen. —- Angesichts der Tat-
sache, dass ein grosser Teil der Schüler nach der 2.
Klasse austritt, findet //. Grob, Horgen, es für nötig,
das 19. Jahrhundert in der 2. Klasse vorrücken zu
lassen, sonst geht es für die austretenden verloren.
Das würde einen Mangel für das Verständnis unseres
Staates bedeuten. — Der Glarner Vertreter Remhard,
Niederurnen, hat mit Aufmerksamkeit die Zürcher
Probleme verfolgt. Er wünscht mit seinen Kollegen
Beibehaltung des Altertums wegen dessen Werten, die
uns psychologisch oft näher liegen als viele neuzeit-
liehe Geschehnisse.

Dr. ß. Hurara, Oberrieden, ist nicht befriedigt von
der stofflichen Gegenüberstellung Altertum — Neu-
zeit; auf diese Weise kommen wir zu keinem Schluss.
Gehen wir hingegen von der Hauptaufgabe aus: Den
Schüler geschichtlich denken zu lehren, d. h. sich in
den Problemen, welche die Geschichte bietet, zurecht
zu finden, so werden wir erkennen, dass die neueren
Epochen alle Probleme enthalten, die ihn interessie-
ren können. Wissenschaft, Recht, Kunst, Persönlich-
keit, Freiheit — es gibt keine Frage, die darin nicht

zur Auswirkimg käme. Diese Möglichkeiten bewogen
den Redner, sich während der Arbeit der Kommis-
sion zur Mehrheit zu bekehren. In dieser Auffassung
wird er unterstützt von IF. Furrer, Effretikon, der mit
einigen andern Kollegen im Urlaub zur Tagung er-
schienen ist. Für die Einführung der Kinder ins ge-
schichtliche Denken müssen wir an die Tatsachen-
reihen anknüpfen, die sie aus der Primarschule mit-
bringen, und können erst später zur gedanklichen Ab-
straktion fortschreiten. —- Noch stärker betont K. Fö-
geZi, Zürich, die Notwendigkeit, sich bei der Stoffaus-
wähl von der Auffassungsfähigkeit des Kindes, nicht
nur von methodischen Erwägungen und Lehrer-
wünschen leiten zu lassen; dann werden wir in unseren
Anforderungen von selbst bescheidener. Um den
Unterricht auf der Arbeit der Primarschule richtig
aufbauen zu können, ist eine Reduktion des Mehr-
lieitsprogramms nötig. Er stellt den Antrag, in der 1.

Klasse nur bis zum Absolutismus, in der 2. Klasse nur
bis zum Kampf um die Demokratie zu gehen, in der
3. Klasse die Zeit von 1848 bis gegen den Weltkrieg
zu behandeln, wobei in der modernen Geschichte vor-
sichtig auszuwählen ist.

Den Standpunkt der Minderheit vertreten ferner
Dr. IFaZt/ier, Zürich, und F. Kundert, Wallisellen. Als
Präsident der Arbeitsgemeinschaft hat sich F. KübZer,
Zürich, bemüht, beide Auffassungen zur Geltung kom-
men zu lassen. Während sonst meist ältere Kollegen
der Minderheit zuneigen, bekennt er sich zur Ansicht
der Mehrheit, weil diese die Möglichkeit offen lässt,
das Altertum zu behandeln, hingegen Lehrer, die in
anderen Epochen hohe V erte zu schöpfen wissen, nicht
daran hindert. Auf diese Weise wird der Unterricht
am fruchtbarsten.

In seinem Sc/iZusswort tritt H. Leber auf einige
Voten ein und bedauert, dass die Diskussion nicht
stärker zwischen Unterricht und Lehrbuch unter-
schied. W. Weber wünscht richtigzustellen, dass die
Minderheit für die Neuzeit nur 2, nicht 2Va Jahre ein-
räumt. Er bittet diese Kollegen um dasselbe Entgegen-
kommen, das die Mehrheit ihnen mit den wahlfreien
Stoffen gewährte.

Nachdem die Diskussion so reichlich gewaltet hat,
kann der Vorsitzende zur Ahstimmaug übergehen.
Zunächst stellen die Stimmenzähler H. Kuhn, Mett-
menstetten, und H. Grob, Horgen, fest, dass die Ver-
Sammlung den FveratuaZairifrag; K. FögeZi über Stoff-
Verschiebung mit 23 gegen 17 Stimmen ablehnt. Der
unbestrittene Antrag I A über die weitere GiiZtigZceit
des LcZirpZans findet einstimmige Annahme; mit 29

gegen 21 Stimmen pflichtet hierauf die Versammlung
dem Mehrheitsantrag B über die Stoffverteilung zu.
Erst jetzt gelangt auf Wunsch der Versammlung der
Eventualantrag E. Egli, Zürich, über uerp/Zic/itende
Iw/iw/ime ausgeicö'/iZfer Ka/uteZ des d/fer/ums ins
ßitc/i, sowie Streichung der Gegenwartsprobleme zur
Abstimmung und mit 26 gegen 14 Stimmen zur An-
nähme.

Die Anträge II betreffend das Le/irhucZi sind be-
züglich a) A/iZtareg, unbestritten; ein Wunsch F. /ZZis,

Zürich, auf Erwähnung des Völkerbundstatuts vereinigt
ebenfalls eine Mehrheit auf sich; unbestritten gelangen
die Vorschläge b) über RiZder und Kartenskizzen zur
Annahme. Formell bestätigt die Versammlung auch
die Richtlinien der Februartagung über die /cinder-
tüm/ic/ie, Zn/d/ta/te ßars/eZZung des ßuc/ies.
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Dem sc/iri/t/jc/i abgegebenen Enfsc/ieid eines vor
der Abstimmung aus dem Saal weggegangenen Kol-
legen kommt, nacli dem Beschluss der Versammlung,
keine Gültigkeit zu. — Ebensowenig billigt sie den
Wunsch des Minderheitsvertreters H. Leber, der Vor-
stand möchte ausser den gefassten Beschlüssen auch
die abgelehnten Anträge und deren Begründung
weiter leiten. Nachdem einige Kollegen sich mit aller
Deutlichkeit gegen ein solches Vorgehen aussprechen,
lehnt es auch die Versammlung mit 23 gegen 10 Stirn-
men ab; hingegen ist es selbstverständlich, dass der Re-
f'erent vor den Kapitelsvertretem auch die Auffassung
der unterlegenen Minderheit bekanntgibt.

Nach anregendem, lebhaftem Verlauf kann der
Vorsitzende die Tagung kurz vor sechs Uhr mit war-
mem Dank an die Teilnehmer und die Arbeitsgemein-
schaft schliessen. /. /. Ess.

Die Lehrerbildung im Kanton
Zürich
Dr. Hans Kreis, Zürich.
(Fortsetzung.)

was die eigentliche Berufsbildung anbelangt, so

lag die Pädagogik in den Händen eines Hauptlehrers,
die Methodik in denjenigen des Uebungsschullehrers.
Beim Rücktritt Professor Hunzikers, eines hervorra-
genden Schulmannes, wurde 1890 durch Vereinigung
der beiden Fächer in einer Hand die heute noch gel-
tende Regelung getroffen. Sie bürgte für eine «er-
spriessliche Verbindung von Theorie und Praxis» und
«die Befruchtung und Vertiefung der Methodik durch
die Pädagogik». Für die Uebungsschule musste nun
eine Hilfskraft angestellt werden. Mit dem Schuljahr
1905/06 trat dann insofern eine Neuregelung in Kraft,
als dem Uebungsschullehrer die selbständige Leitung
der Uebungsschule übertragen wurde, aller Unterricht
in seinen Händen lag und er den Seminaristen ihre
Aufgaben zuwies und deren Lösung besprach. Der
Methodiklehrer erteilte seitdem nur noch Musterlek-
tionen im Umfang seine Stundenverpflichtung. Für
Lehrproben und Demonstrationen im Seminarunter-
rieht wurden ihm einzelne Klassen überlassen. Ge-
meinsam arbeiteten beide die Lehrgänge der einzelnen
Klassen und Fächer aus.

Jahrzehntelang war die praktische Ausbildung am
Seminar durchaus ungenügend. Schon 1883 äusserte
sich J. C. Grob in seiner Geschichte des Seminars
Küsnacbt darüber folgendermassen : «Wenn wir den
Weg überblicken, welchen der Seminarunterricht bis-
her genommen hat, so gewahren wir nach längerem
Ringen zwischen Forderungen speziell berufIieher
und allgemeiner Ausbildung ein immer deutlicheres
Hervortreten des wissenschaftlichen Unterrichts, ins-
besondere in den mathematischen und realistischen
Fächern und damit ein unbeabsichtigtes, aber trotz
aller Gegenanstrengungen unverkennbares Zurück-
treten der methodisch-praktischen Ausrüstung.» Einer
dem Sinn nach gleichen, jedoch in der Form viel
schärferen Kritik unterzog der Präsident der ausser-
ordentlichen Schulsynode von 1890, Prorektor Stadler,
auf Grund seiner langjährigen Tätigkeit als Lehrer
am Töchterseminar in Zürich die Lehrerbildung. In
einem kurzen Ueberblick wies er auf die ersten Semi-
narien hin, in denen wegen der Kürze der Zeit die
allgemeine Bildimg zu kurz gekommen sei. Ihre

Stärke aber habe gerade darin bestanden, dass sie

ßeru/ssc/ut/en gewesen seien. Bei der später ange-
brachten Korrektur habe dann «das Pendel ins an-
dere Extrem ausgeschlagen», indem eine aHgemci'/ie
ßiMnngsansfaß geschaffen worden sei, in der die spezi-
fisch berufliche Bildung eine «fast verschämte Rolle»
spiele, so dass es unmöglich sei, «die Kunst des Unter-
richtens durch ein beträchtliches Mass von Uebung
zu gewinnen». Stadler kleidete die sich für ihn au
der Betrachtimg der damaligen Berufsbildung erge-
bende Feststellung in folgenden Satz: «So ganz nur
nebenher, wie dies bei dem modernen Lehrer der
Fall ist, wird sonst kein ernster Beruf erlernt.» Zu

Beginn dieses Jahrhunderts bis zum Weltkrieg er-
laubte die hohe Zahl der Zöglinge überhaupt nur
noch die Betätigung des Einzelnen an der Uebung
schule während einer geradezu lächerlich geringen
Zeit. Zur Verbesserung der Verhältnisse an derselben
war schon Ende der siebziger Jahre im Dachstock de-:

Uebungsschulgebäudes ein kleines Unterrichtszimmer
eingerichtet worden, wohin sich, den Blicken des

UebungsschuEehrers entrückt, der Zögling mit einet
Schulklasse zurückziehen konnte. Bis vor etwa zwan-
zig Jahren war die Uebungsschule ungeteilt. Nach
der Einführung der achtjährigen Schulpflicht 1899
hatte sie sich auch noch die Oberstufe der Primär-
schulen angliedern lassen müssen. 1913 wurde sie
dann davon wieder befreit, und seither stellt die Ge-
meindeschule Küsnacht die 7. und 8. Klasse, sowie
die für Schwachbegabte dem Seminar zu Uebungs-
zwecken zur Verfügung. Die ungeteüte Uebungs-
schule hatte so lange ihre Berechtigung, als dieser
Schultypus im Kanton überwog, oder wenigstens
ausserordentlich stark verbreitet war. Je mehr er in-
dessen zur Ausnahme wurde, desto mehr fiel sie da-
hin. Aber erst nach dem Weltkrieg geschah die Treu-
nung der sechsklassigen Schule in eine Elementar-
abteilung (1. bis 3. Klasse) und eine Realabteilung
(4. bis 6. Klasse). Dadurch wurde eine dreiwöchige
praktische Betätigung der Seminaristen der obersten
Klasse erzielt. Im Dezember bildete man dann jewei-
len vorübergehend für zwei bis drei Wochen durcis
Austausch der Schüler zwei ungeteilte sechsklassigc
Schulen, um die Zöglinge mit dem Unterrichtsbetrieb
an diesem Schultyp vertraut zu machen.

Der derzeitige Direktor schenkte gleich in den ersten
Jahren seiner Wirksamkeit der beruflichen Seite der
Seminarbildung seine volle Aufmerksamkeit. In einem
besonderen Kurs liess er die Zöglinge in das Arbeits-
prinzip einführen, und die praktische Ausbildung er-
hielt durch ihn insofern eine weitere lobenswerte För-
derung, als er den Zöglingen der 4. Klasse die Mög-
lichkeit verschaffte, sich zwei bis drei Wochen teils an
einer geteilten, teils an einer ungeteilten Schule im
Kanton zu betätigen, ein Lehrpraktikum, wie es für
die Schülerinnen des Töchterseminars in Zürich be-
reits seit 1913 ununterbrochen bestand. Der moderne
Turnbetrieb hat Eingang gefunden im zürcherischen
Lehrerseminar und fördert durch Schwimmen, leicht-
athletische Uebungen und Spiel die körperliche Ge-
wandtheit. Seit einer Reihe von Jahren finden sich die
Seminaristen in den letzten Tagen des Jahres im Ur-
serental zu einer Skigemeinde zusammen, wo sie dem
gesunden Wintersport obliegen und gleichzeitig den
Gemeinschaftsdienst und das Zusammengehörigkeitsge-
fühl pflegen.^ * (Forts, folgt.)
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